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FPÖ auf
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Definitionen
Politischer Islam
Laut Dokumentationsstelle
Politischer Islam: „Herr-
schaftsideologie, die die
Umgestaltung bzw. Beein-
flussung von Gesellschaft,
Kultur, Staat oder Politik
anhand von solchen Werten
und Normen anstrebt, die
von deren Verfechtern als
islamisch angesehen werden,
die aber im Widerspruch zu
den Grundsätzen des demo-
kratischen Rechtsstaates und
den Menschenrechten
stehen“

Atib
ist der größte muslimische
Verband in Österreich, vertritt
den sunnitischen Islam und
stellt den Moscheegemeinden
staatliche Imame aus der
Türkei zur Verfügung. Der
Verband gilt als verlängerter
Arm der türkischen Religions-
behörde Diyanet und
Erdoğans AKP-Partei

Überblick WEITERE MELDUNGEN

Kanzler beriet sich
mit Asyl-Kommissar
Wien-Visite. Im Vorfeld des
EU-Gipfels beriet sich Kanz-
ler Christian Stockermit EU-
KommissarMagnus Brunner
inWien über den Kampf
gegen illegaleMigration.
„Wir nützen alle national-
staatlichenMöglichkeiten,
um illegaleMigration zurück-
zudrängen. Es sind darüber
hinaus die richtigenWeichen-
stellungen auf europäischer
Ebene notwendig.Wir brau-
chen ein funktionierendes
Asylsystem für Europa, das
illegalen Einreiseversuchen
einen Riegel vorschiebt“, so
Stocker. Brunners Vorschlag
für eine neue Rückführungs-
verordnung sei ein wichtiger
Teil der Asyl-Trendwende.

1,6 Mio. Menschen
leben alleine
Statistik. „Der Trend zu
Einpersonenhaushalten ist
ungebrochen“, sagt Statistik-
Austria-Generaldirektor
Tobias Thomas: 1,6Millionen
Menschen lebten im Vorjahr
allein – das sind um 430.000
Personenmehr als vor 20
Jahren. Die häufigste Gruppe
der Alleinlebenden sind nach
wie vor Frauen ab 65 Jahren.
Der Anteil jener, die in einer
Partnerschaft leben, ist im
gleichen Zeitraum nahezu
stabil bei knapp der Hälfte
der Bevölkerung geblieben
– das sind 4,4MillionenMen-
schen. Allerdings steigt der
Anteil jener, die ohne Trau-
schein zusammenwohnen
(von 7,3 auf 9,9 Prozent).
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Koalition. Fokus auf Wirtschaftsankurbelung

A
PA

/R
O

LA
N

D
SC

H
LA

G
ER

JU
ER

G
CH

RI
ST

A
N

D
L

Fakten
1. Präsident
Walter Rosenkranz,
Jahrgang 1962
gehört seit Jahr-
zehnten zu den
prägenden Gesich-
tern der FPÖ und ist
aktuell Erster Natio-
nalratspräsident. Er
war FPÖ-Präsident-
schaftskandidat im
Jahr 2022

2. Präsident
Peter Haubner, Jahr-
gang 1960 aus Salz-
burg, war lange Jahre
Generalsekretär des
Wirtschaftsbundes

3. Präsidentin
Doris Bures, Jahr-
gang 1962, ist seit
1990 im Parlament,
gilt als derzeit mäch-
tigste Politikerin in
der SPÖ mit gutem
Draht nach Wien

Die Frühjahrskonferenz findet in Pannonhalma bei Györ statt. Damit will man die Beziehungen zur ungarischen Kirche auffrischen
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Der Ex-Kanzler brach seinen Vorsatz, überhaupt keine Interviews mehr zu geben
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Wienwahl: Die FPÖ und die Türken
Stadtpolitik. FPÖ und ÖVP setzen im Wienwahlkampf auf eine harte Linie bei der Integration, versuchen aber

gleichzeitig Menschen mit Migrationshintergrund anzusprechen. Doch nun ist ein Streit entbrannt

VON AGNES PREUSSER

Den Ton, der in einigen
Parteiaussendungen am Wo-
chenende angeschlagen wur-
de, kann man durchaus als
rau bezeichnen. Die FPÖ sei
„peinlich“ und übe „Verrat an
der eigenen Basis“ ließ Karl
Mahrer, Parteichef der Wie-
ner ÖVP, am Samstagwissen.
Der blaue Landesparteise-
kretär Lukas Brucker antwor-
te prompt: „Afghanen-Mah-
rer sollte lieber ruhig sein“.

Waswar passiert?
Laut Recherchen des Pro-

fil bezahlte die FPÖ Werbe-
anzeigen auf Türkisch und
hielt eine Pressekonferenz
nur für türkische Medienver-
treter – die Blauen bestreiten
das.

Für die ÖVP war das ein
gefundenes Fressen. Die
blauen Kontrahenten wur-
den als unglaubwürdig mit
einer Nähe zum politischen
Islam (siehe rechts) bezeich-
net. Die Strategie der Stadt-
türkisen ist klar – nach den
eher schlechten Umfrage-
ergebnissen wittert man nun
die Chance, wieder Stimmen
von der FPÖ zurückzugewin-
nen. Dass das von Erfolg
gekrönt ist, bezweifelt Poli-
tikexperte ThomasHofer. „Es
ist zwar unangenehm, den
blauen Stammwählern die
Linie zu erklären, aber man
darf das auch nicht über-
schätzen.“

Konservative Milieus
Grundsätzlich sei es für die
FPÖ und die ÖVP jedenfalls
sinnvoll, sich um die mig-
rantischen Communitys zu
bemühen. „Diese Milieus
sind gesellschaftspolitisch oft
rechts der Mitte angesiedelt,
erklärt Hofer – also für Blau
und Türkis attraktiv.

„Österreicher mit Migra-
tionshintergrund sind oft
konservativ, da sie nicht
wollen, dass illegale bzw. kri-
minelle Asylwerber das zer-
stören, was sie sich selbst
aufgebaut haben. In dieser
Bevölkerungsgruppe kenne
ich niemanden, der sich von
einem Kreuz diskriminiert
fühlt oder sich gegen

Deutschpflicht wehrt“, sagt
Leonhard Wassiq, Bezirks-
parteichef der ÖVP Florids-
dorf und jener Mann, wegen
dem die FPÖ den Ausdruck
„Afghanen-Mahrer“ bemüh-
te.Wassiq ist der Sohn afgha-
nischer Eltern. Bei der ÖVP
gilt er als das Gesicht für er-
folgreiche Integration.

Dass die FPÖ darauf an-
spielt, dass es rund um seine
Ernennung zum Bezirkspar-
teiobmann Gerüchte gab,
dass er „mit Familienclans
und fremdländischen Freun-
den“, wie die Krone damals
schrieb, dieWahlmanipulier-
te, ist für ihn „schlichtweg
falsch und rassistisch, in mei-
nem Vorstand sind aus-
schließlich Österreicher und
am Parteitag war kein einzi-
ger Afghane“.

Strache mischt mit
Auch wenn man sich gegen-
seitig vorwirft, sich anzubie-
dern, will niemand gänzlich
die Wählerinnen undWähler
mit Migrationshintergrund

biederung der FPÖ Wien an
den politischen Islam ist un-
erträglich und ein Verrat an
freiheitlichenWählern“.

Roter Vorteil
Die SPÖ ist bei Wählern mit
Migrationshintergrund übri-
gens auch keine zu vernach-
lässigende Größe: Bei der
Wien-Wahl 2020 haben laut
OGM-Institut sowohl in Ser-
bien als auch in der Türkei
geboreneÖsterreichermit 45
bzw. 46 Prozent öfter die
SPÖ gewählt als die Gesamt-
bevölkerung, die mit 41,6
Prozent für die Roten votier-
te. Grüne, Neos und ÖVPwa-
ren schlechter angeschrieben
als in der Gesamtbevölke-
rung, die FPÖ bei den in Ser-
bien geborenen Österrei-
chern leicht besser.

Trotz dieses Vorteils will
Bürgermeister Michael Lud-
wig (SPÖ), dass das Wahl-
recht weiterhin an die öster-
reichische Staatsbürger-
schaft geknüpft bleibt, wie er
amMontag betonte.

Politischer Islam. Sie sei
alarmiert, sagt Caroline
Hungerländer, Integra-
tionssprecherin der ÖVP
Wien, beim Pressege-
spräch angesichts der ak-
tuellen Berichterstat-
tung im Profil über die
Annäherung der FPÖ an
den politischen Islam.
Dass etwa Leo Lugner
(FPÖ Wien) beim Fas-
tenbrechen des türkisch-
islamischen Dachver-
bandes Atib in Wien zu
Gast war, stehe für die-
sen gefährlichen Schul-
terschluss. Denn
schließlich sei Atib der
verlängerte Arm der
Erdoğan-Regierung in
der Türkei.

In die Mitte geholt
„Wenn die FPÖ im poli-
tischen Islam auf Stim-
menfang geht, muss sie
ihn auch vertreten“,
sagt Hungerländer. Und
so werde die türkische
Regierung und der poli-
tische Islam in denWie-
ner Gemeinderat ge-
holt. Was Atib und FPÖ
eint? „Es sind beides
Nationalismus-Organi-
sationen“, so die Integ-
rationssprecherin. Und
durch Fotos mit Politi-
kern würde Atib vom
Rand in die Mitte der
Gesellschaft geholt und
salonfähig gemacht.

In der ZIB 2 vertei-
digt Wiens FPÖ-Chef
Dominik Nepp den Par-
teikollegen. Bei Türken
handle es sich „um
Menschen, die sich in-
tegriert haben, brav
arbeiten gehen und die
Sprache gelernt haben.“
Sie seien Teil der Gesell-
schaft. AAN

vergrämen – immerhin gibt
es in Wien rund 200.000 da-
von.

Im Fall der FPÖ klingt das
so:Man ziehe eine Trennlinie
zwischen jenen, die sich „in-
tegriert haben, fleißig arbei-
ten, die deutsche Sprache
gelernt haben“ und den an-
deren. Die ÖVP versucht sich
indes an einer Plakatkam-
pagne, auf der unter ande-
rem „Deutsch ist Pflicht. Ha-
bibi“ zu lesen ist.

Neu ist das Umgarnen be-
stimmter Bevölkerungsgrup-
pen jedenfalls nicht. Der ehe-
malige FPÖ-Chef Heinz-Chris-
tian Strache warb einst mit
„Liebe deine Nächsten“ und
versah ein Inserat imMagazin
Kosmo mit dem Zusatz „Für
mich sind das auch gut integ-
rierte Zuwanderer“. Konkret
wurde die serbische Commu-
nity damit angesprochen.
Strache, der ebenfalls hände-
ringend um Wählerstimmen
kämpft, hat sich in der Causa
rund um die FPÖ auch bereits
zu Wort gemeldet: „Die An-

Arbeitstreffen. Wir arbeiten.
Auf diese zwei Wörter lässt
sich der Inhalt verdichten,
den die neue Bundesregie-
rung zum Wochenstart ver-
mitteln will. „Natürlich haben
wir überlegt, ob wir für eine
Klausur zwei Tage nach Nie-
derösterreich fahren sollen“,
sagt ein Regierungsstratege.
Aber man habe sich bewusst
gegen Fotos und Kamera-Auf-
nahmen im Grünen oder in
Seminarhotels entschieden.
„DieMenschen erwarten jetzt
vor allem eines von uns, näm-
lich: dass zügig und ruhig ge-
arbeitet wird. Und das soll
passieren.“

Folgerichtig bemühen
sich die Sprecher aller drei
Parteien auffallend diszipli-
niert und konsequent, nicht
einfach von einer Klausur,
sondern von einer Arbeits-
klausur zu sprechen, die ab
heute, Dienstag, im Bundes-
kanzleramt stattfindet. Insze-
natorisch wird die Veranstal-
tung wenig bis gar nicht vom
allwöchentlichen Ministerrat
zu unterscheiden sein.

Bis vielleicht auf die Tat-
sache, dass sich die Regie-
rungsmitglieder Expertise
von außen holen: Die Chefs
des Wirtschaftsforschungs-
instituts (WIFO) sowie des
Instituts für Höhere Studien
(IHS), Gabriel Felbermayr
und Holger Bonin, sind zur
Klausur geladen, um wirt-
schaftspolitisch zu beraten.

Impulse
Der Wunsch: ÖVP, SPÖ und
Neos wollen Impulse zur
Standortpolitik, dem Wirt-
schaftswachstum und dem
Arbeitsmarkt entwickeln
bzw. alsbald setzen – und die-
se in den Ministerratsvortrag
fürMittwoch gießen.

Regierungsklausur: Sparsame
Optik, rhetorische Disziplin

Die Volkspartei will bei-
spielsweise erste Schritte
einer „Industrie-Strategie“
vorlegen, der SPÖ geht es vor
allem um die Frage der Infla-
tionsbekämpfung – und wie
man die Energiepreise in den
Griff bekommt. Ungeachtet
der inhaltlichen Vorschläge
gilt als sicher, dass die Wirt-
schaftsforscher mit eher er-
nüchternden Zahlen aufwar-
ten. Schon am Montag hat
Wifo-Chef Felbermayr er-
klärt, dass über die nächsten
fünf Jahre ein Konsolidie-
rungsbedarf von rund 25 Mil-
liarden Euro bestehe.

Ein Doppelbudget für die
Jahre 2025 und 2026 reiche
diesbezüglich nicht aus, es sei
ein Plan für die gesamte Ge-
setzgebungsperiode vonnö-
ten, sagte der Experte im Ö1-
Radio.

Bislang hat sich die
Dreier-Koalition darauf ver-
ständigt, im Jahr 2025 rund
6,3Milliarden und 2026 rund
8,7 Milliarden Euro einzuspa-
ren. Gleichzeitig brauche es
aber konjunkturbelebende
Maßnahmen, sagt Felber-
mayr – schließlich könne
2025 einweiteres Rezessions-
jahrwerden.

Ausnehmend diszipliniert
sind die Vertreter der drei Re-
gierungsparteien vorerst bei
ideologisch motivierten For-
derungen und in Interviews.

„Das ist kein Zufall“, heißt
es im Umfeld der Parteichefs.
Tatsächlich habeman sich da-
rauf verständigt, bei öffentli-
chen Auftritten auf die nötige
Budgetsanierung zu verwei-
sen. „Wir alle wissen“, sagt
ein Regierungsstratege, „dass
gegenseitige Provokationen
odermögliche Kampfansagen
nur eines bedeuten: Alle drei
verlieren.“ C. BÖHMER

Wenn drei Präsidenten ruhig
in unruhigen Zeiten reden

Podium. Rosenkranz, Haubner und Bures diskutierten erstmals öffentlich

VON BERNHARD GAUL

Die Republik steht vor außerge-
wöhnlichen Herausforderun-
gen, beginnend bei der feindse-
ligenHaltung vonUS-Präsident
Donald Trump, dem Krieg in
der Ukraine, bei dem Russland
die Oberhand hat, und nicht
zuletzt der schwierigen wirt-
schaftlichen Lage.

In seltener Besetzung leg-
ten der Kremser Walter Rosen-
kranz (FPÖ) als Erster Präsi-
dent des Nationalrats, der Salz-
burger Peter Haubner (ÖVP)
als Zweiter und die Liesingerin
Doris Bures als Dritte National-
ratspräsidentin ihre Sicht der
Dinge Montagabend im Haus
der Industrie dar. Unter der
fachkundigen Moderation von
C3-Geschäftsführer Thomas
Prantner und KURIER-Innen-
politik Ressortleiterin Johanna
Hager diskutierten die drei über
Wehrhaftigkeit und Neutralität,
Verbesserungen des parlamen-
tarischen Alltags und ob sie sich
einander eigentlichmögen.

Bei letztgenanntem Thema

zeigte es sich dann doch, dass
es nicht ganz ohne Sticheleien
ging. Zwar versicherten sich al-
le drei grundsätzlich der Wert-
schätzung, man lobte die Dia-
logbereitschaft und denWillen,
Lösungen zu finden. Doch bei
der Frage, ob sie sich gegensei-
tig auch gewählt hätten –muss-
te Bures passen. „Sie haben,
glaube ich, hundert Stimmen
bekommen. Also haben sie 83
Abgeordnete nicht gewählt.“

Viel diskutiert wurde über
die Öffnung des Parlaments für
Besucher, was alle begrüßten,
auch wenn Rosenkranz meinte,
dass an Ausschusstagen nicht
zu viele Besuchergruppen Ein-
lass finden sollten.

Geopolitik
Einig war man sich bei der
Sicht auf die neue geopolitische
Lage, nachdem die USA wie-
derholt klargemacht hatten,
Europa im Ernstfall nicht unbe-
dingt zur Seite zu stehen. Was
das heißt? „Wenn wir Frieden
wollen, müssen wir in unsere
Verteidigung investieren“, sag-

te Haubner. „Die wehrhafte
Neutralität war der FPÖ immer
ein Anliegen, meine Partei
stellt die meisten Abgeordne-
ten, die auch Milizsoldaten
sind“, sagte Rosenkranz. Bures
sah das differenzierter, schließ-
lich gebe es längst Cyberangrif-
fe und Manipulationen aus
dem Ausland, wie das vor der
Brexit-Abstimmung der Fall ge-
wesen sei. Auch bei der Frage,
ob die Neutralität heute verän-
dert werden müsse, winkte Bu-
res ab – das würde in der Bevöl-
kerung nur für nochmehr Unsi-
cherheit sorgen. Rosenkranz
bekräftigte, worum es im Kern
bei der Neutralität gehe: Keine
Einmischung in kriegerische
Auseinandersetzungen und
keine Stationierung fremder
Truppen.

Sollen U-Ausschüsse des
Parlaments live im TV übertra-
gen werden können? Bures
spricht sich dafür aus, sofern
das Parlament das beschließt.
Dem schloss sich Rosenkranz
an, Haubner ließ die Frage ele-
gant aus.

Die Bischöfe nehmen das Programm der Regierung unter die Lupe

Kirche. Es ist ein ungewöhnli-
cher Ort, an dem sich am
Montag die österreichischen
Bischöfe zur alljährlichen
Frühjahrskonferenz getroffen
haben. Getagt wird diesmal
in der ungarischen Benedikti-
ner-Erzabtei Pannonhalma
südlich der Stadt Györ. Vor
Beginn der Tagung gab es in
Györ eine Aussprache mit Bi-
schof András Veres, dem Vor-
sitzenden der ungarischen Bi-
schofskonferenz.

Weniger Katholiken
Warum Österreichs katholi-
sche Würdenträger gerade
jetzt ihre Tagung, die eigent-
lich in Eisenstadt stattfinden
hätte sollen, in die Abtei Pan-
nonhalma verlegten, hat Fra-
gen aufgeworfen. Vor allem
im Hinblick auf die derzeit

umstrittene Rolle des ungari-
schen Premierministers Vik-
tor Orbán innerhalb der EU.
Tatsächlich haben das Zu-
sammentreffen und die Voll-
versammlung in Ungarn in

erster Linie einen kirchlichen
Hintergrund.

Die beiden Bischofskonfe-
renzen hatten in der Vergan-
genheit eine sehr enge Bezie-
hung. Zuletzt hatte man sich

in den Jahren 2006 und 2008
getroffen. Jetzt will man mit
der Verlegung nach Ungarn
die Beziehungen wieder auf-
frischen.

Die Idee dazu war von
Eisenstadts Diözesanbischof
Ägidius Zsifkovics gekom-
men. Wie Salzburgs Erzbi-
schof Franz Lackner, Vorsit-
zender der Bischofskonfe-
renz, nach dem Treffen mit
seinem ungarischen Bischofs-
kollegen gegenüber der kath-
press kurz berichtete, war der
Staat dann schon auch ein
Thema gewesen.

Staat und Kirche
Es ging unter anderem um
das Verhältnis zwischen Staat
und Kirche, um den Reli-
gionsunterricht sowie die Kir-
chenfinanzierung. In Ungarn

ist man hauptsächlich auf
staatliche Zuschüsse und
Spenden angewiesen. Was
Österreich und Ungarn hin-
gegen gemein haben: In bei-
den Staaten haben die Bi-
schöfe mit Rückgängen bei
der Zahl der Katholiken zu
kämpfen.

Bei der Bischofskonferenz
wird ab Dienstag neben in-
nerkirchlichen Fragen auch
die aktuelle gesellschaftliche
und kirchliche Situation in
Österreich besprochen. Insbe-
sondere nach der Regierungs-
bildung, wie Generalsekretär
Peter Schipka erklärte.

Mit Spannung wird dabei
darauf geschaut, wie die Bi-
schöfe zum Stopp des Fami-
liennachzugs bei Flüchtlin-
gen stehen. Diese Maßnahme
hat Türkis-Rot-Pink im Regie-

rungsprogramm niederge-
schrieben. Für die Umsetzung
ist das Innenministerium zu-
ständig.

Ohne Kardinal
Die Bischofskonferenz tagt
diesmal in veränderter Beset-
zung. Es ist die erste Konfe-
renz seit 1991, an der der
emeritierte Wiener Erzbi-
schof Kardinal Christoph
Schönborn nicht mehr teil-
nimmt.

Für die Erzdiözese Wien
wird Josef Grünwidl dabei
sein. Er wurde vom Vatikan
als Apostolischer Administra-
tor für die Zeit eingesetzt, in
der es noch keinen neuen Erz-
bischof gibt. Erstmals dabei
ist auch der neue Grazer
Weihbischof Johannes Frei-
tag. MAG

Nehammer zur Befreiung Tal Shohams: „Ein Wunder“

Geiselbefreiung. Karl Ne-
hammer hat ihn nicht ganz
durchgehalten, seinen Vor-
satz vom 6. Jänner: Es war
der Tag, an dem der ÖVP-
Chef und Bundeskanzler al-
les hinter sich lassen wollte –
er überließ Partei und Regie-
rung anderen. Damit seine
Motive klar werden, nahm
Nehammer die vierte und
letzte Folge seines podcasts
„Karl, wie geht’s?“ auf. Und
hier legte er sich insofern
fest, als er „nicht mehr öf-
fentlich kommunizieren wer-
de“. Er wolle kein „Balkon-
Muppet“ sein, der Interviews
gibt und von der Seitenlinie
der Innenpolitik das Gesche-
hen kommentiert.

Was die Innenpolitik an-
geht, hat Nehammer gehal-
ten. Aber ganz ohne Inter-

views schafft er es dann doch
nicht. Montag Abend melde-
te sich der frühere Kanzler
auf puls 24 zuWort.

Emotional beschrieb Ne-
hammer seine Rolle bei den
Verhandlungen über die
Freilassung der österrei-
chisch-israelischen Geisel Tal

Shoham. „Es ist einWunder“,
sagte Nehammer über die
Befreiung, an der nicht nur
heimische Nachrichten-
dienste und Außenministe-
rium, sondern auch andere
Länder, von Brasilien bis In-
dien, ihren Anteil gehabt hät-
ten. Nehammer ließ keinen

Zweifel, auf welcher Seite
Österreich steht – nämlich
auf jener der Geiseln.

Der Umgang der Hamas
mit den Entführten und
ihren Familien sei „entwürdi-
gend und entmenschli-
chend.“ Dessen ungeachtet
müsse alles getan werden,
um den der Konflikt beizule-
gen. Nehammer machte
auch klar, wie tief die Verstö-
rung in der Bevölkerung Is-
raels sitzt. Denn an den Ter-
ror-Anschlägen seien ausge-
rechnet Palästinenser und
Araber beteiligt gewesen, die
vermeintlich friedlich mit
den Israelis zusammengelebt
und deren Kinder in israeli-
schen Spitälern behandelt
worden seien. „Da stellt sich
die Frage: Wem kann man
noch trauen?“ C. BÖHMER

Im Festsaal der Industrie: Hager (KURIER), Haubner (ÖVP), Rosenkranz (FPÖ), Bures (SPÖ) und Prantner (C3 Communications)

Erzbischof Franz Lackner, Vorsitzender der Bischofskonferenz

Meinl-Reisin-
ger, Stocker
und Babler:
Die Wirtschaft
und das
sanierte Bud-
get bleiben
die großen
Themen für
die Regierung

Karl Neham-
mer hat viel
mit der Fami-
lie Tal Sho-
hams telefo-
niert. Die
Hamas ent-
würdige die
Menschen

In Wien gibt es
rund 200.000

Wählerinnen
und Wähler mit
Migrationshin-

tergrund


